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A. Legende  

Normenextrakt ist ein zusammengesetztes Hauptwort, das die Kenntnis des Begriffs der Norm 

(vgl. GlossarLeg) voraussetzt. Unter „Extrakt“ – von lat. extrahere (herausziehen) – wird hier 

die Präsentation von Inhalten verstanden, die für die Vermittlung des didaktischen Mindest-

standards ausgewählt werden. Pilot: Auch einer der berühmtesten „Darmstädter“ aller Zeiten, 

der Chemiker Justus von Liebig, ist unter anderem durch Extraktionen bekannt geworden – 

die letztendlich zum „Brühwürfel“ führten. Diese Metapher verdeutlicht die Notwendigkeit der 

Kenntnis dieser grundlegenden Normen für die Interpretation von Rechtsquellen der 2. und 3. 

Gewalt. 

Die Kategorie Normenextrakt unterscheidet sich damit von „Booklets über ausgewählte Nor-

men“, die diese Verinnerlichung im Wortlaut von der Audience nicht voll inhaltlich verlangen. 

Fachgebiet Öffentliches Recht 

Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) 
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B. Vorratsdaten„speicherung“ 

Im Rahmen der CyLaw-Terminologie wird der Oberbegriff „Datenorganisation“ verwendet, da 

es nicht lediglich um die Speicherung der Daten geht, sondern etwa auch um deren Erhebung, 

Übermittlung und Nutzung (§ 3 Abs. 3-5 BDSG). 

C. Völkerrecht 

Bestimmungen aus dem Völkerrecht werden aus didaktischen und/oder technischen Gründen 

sowie im Interesse des Platz- und Zeitmanagements (noch) nicht aufgeführt. 

D. EU-Recht 

I. Vertrag über die Europäische Union (EUV) 

Art. 6 EUV 

(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 

in Straßburg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die 

Verträge sind rechtlich gleichrangig. 

Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Verträgen festgelegten Zuständig-

keiten der Union in keiner Weise erweitert. 

Die in der Charta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze werden gemäß den 

allgemeinen Bestimmungen des Titels VII der Charta, der ihre Auslegung und Anwendung 

regelt, und unter gebührender Berücksichtigung der in der Charta angeführten Erläuterun-

gen, in denen die Quellen dieser Bestimmungen angegeben sind, ausgelegt. 

(2) 1Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten bei. 2Dieser Beitritt ändert nicht die in den Verträgen festgelegten Zustän-

digkeiten der Union. 

(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Ver-

fassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine Grundsätze Teil 

des Unionsrechts. 

 

II. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

Art. 67 AEUV 

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem die 

Grundrechte und die verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten 

geachtet werden. 

(2) Sie stellt sicher, dass Personen an den Binnengrenzen nicht kontrolliert werden, und 

entwickelt eine gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrollen an 

den Außengrenzen, die sich auf die Solidarität der Mitgliedstaaten gründet und gegenüber 
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Drittstaatsangehörigen angemessen ist. Für die Zwecke dieses Titels werden Staatenlose 

den Drittstaatsangehörigen gleichgestellt. 

(3) Die Union wirkt darauf hin, durch Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Kri-

minalität sowie von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, zur Koordinierung und Zusam-

menarbeit von Polizeibehörden und Organen der Strafrechtspflege und den anderen zu-

ständigen Behörden sowie durch die gegenseitige Anerkennung strafrechtlicher Entschei-

dungen und erforderlichenfalls durch die Angleichung der strafrechtlichen Rechtsvorschrif-

ten ein hohes Maß an Sicherheit zu gewährleisten. 

(4) Die Union erleichtert den Zugang zum Recht, insbesondere durch den Grundsatz der 

gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen in Zivilsa-

chen. 

 

Art. 258 AEUV 

Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den 

Verträgen verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie 

hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist 

nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen. 

 

Art. 259 AEUV 

Jeder Mitgliedstaat kann den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen, wenn er der 

Auffassung ist, dass ein anderer Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen 

verstoßen hat. 

Bevor ein Mitgliedstaat wegen einer angeblichen Verletzung der Verpflichtungen aus den 

Verträgen gegen einen anderen Staat Klage erhebt, muss er die Kommission damit befas-

sen. 

Die Kommission erlässt eine mit Gründen versehene Stellungnahme; sie gibt den beteiligten 

Staaten zuvor Gelegenheit zu schriftlicher und mündlicher Äußerung in einem kontradikto-

rischen Verfahren. 

Gibt die Kommission binnen drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem ein entsprechender 

Antrag gestellt wurde, keine Stellungnahme ab, so kann ungeachtet des Fehlens der Stel-

lungnahme vor dem Gerichtshof geklagt werden. 

 

Art. 260 AEUV 

(1) Stellt der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass ein Mitgliedstaat gegen eine 

Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu er-

greifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben. 

(2) 1Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Gerichts-

hofs ergeben, nach Auffassung der Kommission nicht getroffen, so kann die Kommission 

den Gerichtshof anrufen, nachdem sie diesem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung ge-
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geben hat. 2Hierbei benennt sie die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zah-

lenden Pauschalbetrags oder Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen 

hält. 

Stellt der Gerichtshof fest, dass der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachge-

kommen ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds verhängen. 

Dieses Verfahren lässt den Artikel 259 unberührt. 

(3) Erhebt die Kommission beim Gerichtshof Klage nach Artikel 258, weil sie der Auffassung 

ist, dass der betreffende Mitgliedstaat gegen seine Verpflichtung verstoßen hat, Maßnah-

men zur Umsetzung einer gemäß einem Gesetzgebungsverfahren erlassenen Richtlinie mit-

zuteilen, so kann sie, wenn sie dies für zweckmäßig hält, die Höhe des von dem betreffen-

den Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags oder Zwangsgelds benennen, die sie den 

Umständen nach für angemessen hält. 

1Stellt der Gerichtshof einen Verstoß fest, so kann er gegen den betreffenden Mitgliedstaat 

die Zahlung eines Pauschalbetrags oder eines Zwangsgelds bis zur Höhe des von der Kom-

mission genannten Betrags verhängen. 2Die Zahlungsverpflichtung gilt ab dem vom Ge-

richtshof in seinem Urteil festgelegten Zeitpunkt. 

 

Art. 267 AEUV 

Der Gerichtshof der Europäischen Union entscheidet im Wege der Vorabentscheidung 

a) über die Auslegung der Verträge, 

b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder 

sonstigen Stellen der Union. 

Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und hält dieses Gericht 

eine Entscheidung darüber zum Erlass seines Urteils für erforderlich, so kann es diese 

Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen. 

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Ge-

richt gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatli-

chen Rechts angefochten werden können, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichts-

hofs verpflichtet. 

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren, das eine inhaftierte Person 

betrifft, bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, so entscheidet der Gerichtshof innerhalb 

kürzester Zeit. 

 

Art. 288 AEUV 

Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union nehmen die Organe Verordnungen, Richt-

linien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen an. 

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt un-

mittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu errei-

chenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form 

und der Mittel. 

Beschlüsse sind in allen ihren Teilen verbindlich. Sind sie an bestimmte Adressaten gerich-

tet, so sind sie nur für diese verbindlich. 

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich. 

 

III. Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 

2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Pri-

vatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektro-

nische Kommunikation) 

 

Art. 15 RL 2002/58/EG, Anwendung einzelner Bestimmungen der Richtlinie 95/46/EG 

(1) Die Mitgliedstaaten können Rechtsvorschriften erlassen, die die Rechte und Pflichten 

gemäß Artikel 5, Artikel 6, Artikel 8 Absätze 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 9 dieser Richtlinie 

beschränken, sofern eine solche Beschränkung gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie 

95/46/EG für die nationale Sicherheit, (d. h. die Sicherheit des Staates), die Landesverteidi-

gung, die öffentliche Sicherheit sowie die Verhütung, Ermittlung, Feststellung und Verfol-

gung von Straftaten oder des unzulässigen Gebrauchs von elektronischen Kommunikati-

onssystemen in einer demokratischen Gesellschaft notwendig, angemessen und verhältnis-

mäßig ist. Zu diesem Zweck können die Mitgliedstaaten unter anderem durch Rechtsvor-

schriften vorsehen, dass Daten aus den in diesem Absatz aufgeführten Gründen während 

einer begrenzten Zeit aufbewahrt werden. Alle in diesem Absatz genannten Maßnahmen 

müssen den allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts einschließlich den in Arti-

kel 6 Absätze 1 und 2 des Vertrags über die Europäische Union niedergelegten Grundsät-

zen entsprechen. 

(2) Die Bestimmungen des Kapitels III der Richtlinie 95/46/EG über Rechtsbehelfe, Haftung 

und Sanktionen gelten im Hinblick auf innerstaatliche Vorschriften, die nach der vorliegen-

den Richtlinie erlassen werden, und im Hinblick auf die aus dieser Richtlinie resultierenden 

individuellen Rechte. 

(3) Die gemäß Artikel 29 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzte Datenschutzgruppe nimmt 

auch die in Artikel 30 jener Richtlinie festgelegten Aufgaben im Hinblick auf die von der 

vorliegenden Richtlinie abgedeckten Aspekte, nämlich den Schutz der Grundrechte und der 

Grundfreiheiten und der berechtigten Interessen im Bereich der elektronischen Kommuni-

kation wahr. 
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E. BRD-Recht 

I. Grundgesetz (GG) 

1. Grundrechte 

 

Art. 1 GG 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflich-

tung aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Men-

schenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Ge-

rechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-

sprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

 

Art. 2 Abs. 1 GG 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 

Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sitten-

gesetz verstößt. 

(2) […] 

 

Art. 10 GG 

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich. 

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. Dient die 

Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Be-

standes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz bestim-

men, daß sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daß an die Stelle des Rechtsweges 

die Nachprüfung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt. 

 

Art. 13 Abs. GG 

(1) – (2) […] 

(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine durch Gesetz einzeln 

bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf 

Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen Überwachung von Woh-

nungen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die 

Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aus-

sichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei 

Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzel-

nen Richter getroffen werden. 

(4) – (7) […] 
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2. Bund und Länder 

Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG 

(1)  S. 1-2 […] Für die Begründung der Europäischen Union sowie für Änderungen ihrer 

vertraglichen Grundlagen und vergleichbare Regelungen, durch die dieses Grundgesetz 

seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergänzungen 

ermöglicht werden, gilt Artikel 79 Abs. 2 und 3. 

(1a) – (7) […] 

 

Art. 24 GG 

(1) Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen über-

tragen. 

(1a) […] 

(2) Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollektiver 

Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilli-

gen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der 

Welt herbeiführen und sichern. 

(3) Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Vereinbarungen über eine 

allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten. 

 

3. Gesetzgebung des Bundes 

Art. 79 Abs. 3 GG 

(1) – (2) […] 

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Län-

der, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 

1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig. 

 

II. Strafprozessordnung (StPO) 

§ 100b StPO , Verfahren bei der Telekommunikationsüberwachung 

(1) Maßnahmen nach § 100a dürfen nur auf Antrag der Staatsanwaltschaft durch das Ge-

richt angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung auch durch die Staats-

anwaltschaft getroffen werden. Soweit die Anordnung der Staatsanwaltschaft nicht binnen 

drei Werktagen von dem Gericht bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. Die Anordnung ist auf 

höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei Mo-

nate ist zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung unter Berücksichtigung der 

gewonnenen Ermittlungsergebnisse fortbestehen. 

(2) […]  
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(3) Auf Grund der Anordnung hat jeder, der Telekommunikationsdienste erbringt oder daran 

mitwirkt, dem Gericht, der Staatsanwaltschaft und ihren im Polizeidienst tätigen Ermittlungs-

personen (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) die Maßnahmen nach § 100a zu er-

möglichen und die erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Ob und in welchem 

Umfang hierfür Vorkehrungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem Telekommunikati-

onsgesetz und der Telekommunikations-Überwachungsverordnung. § 95 Abs. 2 gilt ent-

sprechend. 

(4) Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, so sind die auf Grund der 

Anordnung ergriffenen Maßnahmen unverzüglich zu beenden. Nach Beendigung der Maß-

nahme ist das anordnende Gericht über deren Ergebnisse zu unterrichten. 

(5) Die Länder und der Generalbundesanwalt berichten dem Bundesamt für Justiz kalen-

derjährlich jeweils bis zum 30. Juni des dem Berichtsjahr folgenden Jahres über in ihrem 

Zuständigkeitsbereich angeordnete Maßnahmen nach § 100a. […]  

(6) […] 

 

§ 100c StPO , Akustische Wohnraumüberwachung 

(1) – (3) […]  

(4) Die Maßnahme darf nur angeordnet werden, soweit auf Grund tatsächlicher Anhalts-

punkte, insbesondere zu der Art der zu überwachenden Räumlichkeiten und dem Verhältnis 

der zu überwachenden Personen zueinander, anzunehmen ist, dass durch die Überwa-

chung Äußerungen, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, 

nicht erfasst werden. Gespräche in Betriebs- oder Geschäftsräumen sind in der Regel nicht 

dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen. Das Gleiche gilt für Gespräche 

über begangene Straftaten und Äußerungen, mittels derer Straftaten begangen werden. 

(5) Das Abhören und Aufzeichnen ist unverzüglich zu unterbrechen, soweit sich während 

der Überwachung Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Äußerungen, die dem Kernbereich 

privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Aufzeichnungen über solche 

Äußerungen sind unverzüglich zu löschen. Erkenntnisse über solche Äußerungen dürfen 

nicht verwertet werden. Die Tatsache der Erfassung der Daten und ihrer Löschung ist zu 

dokumentieren. Ist eine Maßnahme nach Satz 1 unterbrochen worden, so darf sie unter den 

in Absatz 4 genannten Voraussetzungen fortgeführt werden. Im Zweifel ist über die Unter-

brechung oder Fortführung der Maßnahme unverzüglich eine Entscheidung des Gerichts 

herbeizuführen; § 100d Abs. 4 gilt entsprechend. 

(6) – (7) […] 

 

III. Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

§ 3 BDSG, Weitere Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-

nisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener). 
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(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbe-

zogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine nicht automatisierte Da-

tei ist jede nicht automatisierte Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufge-

baut ist und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet werden kann. 

(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen. 

(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen personen-

bezogener Daten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren: 

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten 

auf einem Datenträger zum Zweck ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung, 

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener Daten, 

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewon-

nener personenbezogener Daten an einen Dritten in der Weise, dass 

a. die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder 

b. der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder abruft, 

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Daten, um ihre wei-

tere Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken, 

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener Daten. 

(5) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, soweit es sich nicht um Verar-

beitung handelt. 

(6) Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart, dass die Einzelan-

gaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem unver-

hältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder be-

stimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können. 

(6a) Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifikationsmerkmale 

durch ein Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestimmung des Betroffenen auszuschließen 

oder wesentlich zu erschweren. 

(7) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten für sich 

selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im Auftrag vornehmen lässt. 

(8) Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Daten erhält. Dritter ist jede Person oder 

Stelle außerhalb der verantwortlichen Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie Personen 

und Stellen, die im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 

einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum per-

sonenbezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten oder nutzen. 

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und eth-

nische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, Ge-

werkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben. 

(10) – (11) […]  
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§ 4 BDSG, Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung 

(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten sind nur zulässig, 

soweit dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet oder der 

Betroffene eingewilligt hat. 

(2) […] 

(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen erhoben, so ist er, sofern er nicht 

bereits auf andere Weise Kenntnis erlangt hat, von der verantwortlichen Stelle über 

1. die Identität der verantwortlichen Stelle, 

2. die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und 

3. die Kategorien von Empfängern nur, soweit der Betroffene nach den Umständen 

des Einzelfalles nicht mit der Übermittlung an diese rechnen muss, 

zu unterrichten. Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen aufgrund einer Rechts-

vorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Voraus-

setzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, so ist der Betroffene hierauf, sonst auf die 

Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen. Soweit nach den Umständen des Einzelfalles 

erforderlich oder auf Verlangen, ist er über die Rechtsvorschrift und über die Folgen der 

Verweigerung von Angaben aufzuklären. 

 

§ 9 BDSG, Technische und organisatorische Maßnahmen  

Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Da-

ten erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen Maß-

nahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Geset-

zes, insbesondere die in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Anforderungen, zu ge-

währleisten. Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht. 

 

Anlage (zu § 9 Satz 1) 

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet oder genutzt, ist die innerbe-

hördliche oder innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie den besonderen An-

forderungen des Datenschutzes gerecht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu tref-

fen, die je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten oder Datenkatego-

rien geeignet sind, 

1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezo-

gene Daten verarbeitet oder genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle), 

2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten genutzt werden 

können (Zugangskontrolle), 

3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Be-

rechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten 
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zugreifen können, und dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nut-

zung und nach der Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder 

entfernt werden können (Zugriffskontrolle), 

4. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertra-

gung oder während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht 

unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können, und dass über-

prüft und festgestellt werden kann, an welche Stellen eine Übermittlung personen-

bezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung vorgesehen ist (Wei-

tergabekontrolle), 

5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob und 

von wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, 

verändert oder entfernt worden sind (Eingabekontrolle), 

6. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet wer-

den, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden kön-

nen (Auftragskontrolle), 

7. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder 

Verlust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle), 

8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt 

verarbeitet werden können. 

Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 ist insbesondere die Verwendung von dem 

Stand der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfahren. 

 


